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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) 


zu dem Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 2/16 


A. Problem 

In dem Organstreitverfahren beantragt die Fraktion DIE LINKE, festzustellen, dass 
Bundesregierung und Deutscher Bundestag die Rechte des Deutschen Bundestages aus 
Artikel 24 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grandgesetzes 
durch die Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem Einsatz zur Verhü- 
tung und Unterbindung terroristischer Handlungen durch die Terrororganisation IS auf 
Grundlage von Artikel 5 1 der Charta der Vereinten Nationen in Verbindung mit Arti- 
kel 42 Absatz 7 des Vertrages über die Europäische Union im Sinne der Beschlüsse 
der Bundesregierung vom 1. Dezember 2015 und des Deutschen Bundestages vom 
4. Dezember 2015 verletzen. 

B. Lösung 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz empfiehlt mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, in 
dem Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 2/16 eine Stel- 
lungnahme abzugeben und den Präsidenten zu bitten, einen Prozessbevollmäch- 
tigten zu bestellen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Kosten der Prozessvertretung. 



Drucksache 18/9691 


- 2 - 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

in dem Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 2/16 eine Stellung- 
nahme abzugeben und den Präsidenten zu bitten, einen Prozessbevollmächtigten zu 
bestellen. 


Berlin, den 21. September 2016 


Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 


Renate Künast 

Vorsitzende 
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Bericht der Vorsitzenden des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz Renate Künast 


Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Streitsache vor dem Bun- 
desverfassungsgericht in seiner 110. Sitzung am 21. September 2016 beraten und mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN be- 
schlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, in dem Streitverfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht 2 BvE 2/16 eine Stellungnahme abzugeben und den Präsi- 
denten zu bitten, einen Prozessbevollmächtigten zu bestellen. 


Berlin, den 21. September 2016 


Renate Künast 

Vorsitzende 
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